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Landtags⸗Verhandlungen. 
Abgeordnetenhaus. 
71. Sitzung vom 24. Mai. 

Präfldent v. Köller eröffnet die Sitzung 
um 11 J Uhr. 

Am Miniſtertiſche: Graf zu Eulenburg und 
mehrere Regierungs⸗Kommiſſare. 

Tagesordnung: 

Fortſetzung der zweiten Berathung des Geſetz⸗ 
entwurfs über die Organiſation der allgemeinen 
Landesverwaltung. 

Die Berathung beginnt bei Abſchnitt 1 Titel 
3 (Allgemeine Vorſchriften über das Beſchwerde⸗ 
verfahren gegen Beſchlüſſe ze. der Verwaltungsbe⸗ 
dörden). 

Die bezüglichen 88 49— 52 werden ohne De⸗ 
batte nach den Beſchlüſſen der Kommiſſion ge⸗ 
nehmigt. 

Die Debatte wird nunmehr über 88 2, 24 
bis 26 eröffnet Organſſatten der Verwallungebe 
5 in Hannover). re 


aalen lauten E75 den Serien der 


8 2. 8 der Provinz . N die 
Landdroſteibezirke als Regierungebezirke beſtehen. 
Die Abänderung der Kreis- und Amtseintheilung 
der Provinz Hannover erfolgt mittelſt beſonderen 
Geſetzts. 

5 24. In der Provinz Hannover treten an 
die Stelle der Landdroſteien und der Finanzdirektion 
ſechs Regierungs- Präfiventen und Regierungen, 
welche, gleich dem Oberpräſtdenten, die Verwaltung 
mit den Befugniſſen und nach den Vorſchriften 
führen, welche dafür in den übrigen Provinzen 
gelten bezw. in dem gegenwärtigen Geſetze gegeben 
ſind. Welche der vorbezeichneten Regierung nach 
rem Vorbilde der Regierung zu Stralſund zu or⸗ 
ganiſiren find, bleibt königlicher Verordnung vorbe⸗ 
halten. 

$ 25. Die Zuſtändigkeiten der Konflitorial- 
behörden in der Provinz Hannover in Betreff des 
Schulweſens, ſowie die kirchlichen Angelegenheiten, 
welche bisher zum Geſchäftskreiſe der katholiſchen 
Konſiſtorien zu Hildesheim und Osnabrück gehören, 
werden den Abtheilungen für Kirchen- und Schul⸗ 
weien der betreffenden Regierungen überwieſen 
Die genannten katholiſchen Konfiftorien werden auf- 
gehoben. 

26. Den evangeliſchen Konſiſtorlalbehörden 
in der Provinz Hannover verbleibt, bis zur ander⸗ 
weitigen geſetzlichen Regelung, in Kirchenſachen ihre 
bisherige Zuſtändigkeit. 

(Die Beſchlüſſe der Kommiſſion unterſcheiden 
ſich von der Regierunge vorlage im Weſentlichen da⸗ 
durch, daß, während dieſe letztere die Zahl der Re- 
gierungsbezirke auf drei feſtgeſtellt wiſſen will, die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe dieſelben in der bisherigen 


Zahl und demſelben Umfange feſtzuſetzen vor⸗ 
ſchlagen.) 
Abg. v. Meyer erklärt ſich gegen die Kom⸗ 


miſſtonsbeſchlüſſe im Weſentlichen aus finanziellen 
Gründen. Er will auf Koſten des Landes dieſe 
hannoverſchen Eigenthümlichkeiten nicht konſerviren. 

Abg. v. Bennigſen: Die Einrichtung der 
Landdroſtelen datire keineswegs erſt ſeit den vier⸗ 
ziger Jahren; dieſelbe beſtehe ſchon ſeit dem fran⸗ 
zöſiſchen Kriege. Es handle ſich auch nicht um eine 
Konſervirung hannoverſcher Eigenthümlichkeiten; die 
Hannoveraner ſtellten ſich in dieſer Frage vollſtändig 
auf den Boden der alten Provinzen; es handle ſich 
vielmehr nur darum, wie groß die Zahl der einzel- 
nen Bezirke ſein ſollen und ob ein Grund vorhan⸗ 
den iſt, die Zahl der Bezirke von ſechs auf drei 
zu reduziren. Die Hannoveraner verlangten nur 
genau ebenſo behandelt zu werden, wie die altlän⸗ 
diſchen Provinzen. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulen 
burg: Der Einwand, daß in den alten Provinzen 
gleiche Verſchiedenhetten wie in Hannover beſtehen, 


[ Organiſation gleich nach dem franzöſiſchen Kriege 


„jedenfalls würden die Koſten ſehr viel geringer ſein, 


könne nicht entſcheidend ſein. Die Durchſchnitts⸗ 
größe der Regierungsbezirke in den alten Provinzen 
unterſcheide ſich übrigens ſehr weſentlich von dem 
Größenumfange der hannoverſchen Landdroſteibezirke. 
In den alten Provinzen betrage der Umfang der 
Regierungsbezirke im Durchſchnitt 186 Quadrat- 
meilen mit 726,000 Einwohnern, in der Provinz 
Hannover nur 116 Quadratmeilen mit 336,000 
Einwohnern, alſo wenig über die Hälfte der Größe 
der altländiſchen Provinzen. Daß die gegenwärtige 


rität vom Hauſe nach den Beſchlüſſen der Kom⸗ 
miſſton angenommen; desgleichen auch die 88 
2426. 


trennt werden. Wo die Lokalpolizei-Verwaltung 
mit der Kommunal⸗Verwaltung verbunden jet, könne 
man nicht zweifelhaft ſein, wer die Oberaufſicht zu 
führen habe. Die Zah lenbegrenzung der Kommiſ⸗ 
ſtonsfaſſung halte er allerdings für eine willkürliche; 
im Augenblicke aber, wo man noch keinen ſicheren 
Maßſtab für die Beurtheilung deſſen habe, was 
eigentlich Stadt ſei, müſſe man ſich mit der Abgren- 
zung der Kommiſſion behelfen, bis die Städte- und 
Landgemeindeordnung feſtgeſtellt ſei. 

Abg. Freiherr v Zedlitz empfiehlt einen 
von ihm geſtellten Antrag sub a und b ſtatt „5000“ 
zu ſetzen: „10,000.“ 

Abg. Lauenſtein tritt für die Kommiſ⸗ 
ſionsbeſchlüſſe ein, namentlich mit Rückſicht auf die 
hannoverſchen Verhältniſſe. 

Miniſter des Innern Graf zu Eulenburg 
erwidert, daß dieſes Geſetz auf ſämmtliche Städte 
der Monarchie Anwendung finden müſſe. Sollten 
Exemtionen nöthig fein, dann könne das nur auf 
geſetzlichem Wege, bei Aenderung der Kreisordnung 
geſchehen. Daß der ſelbſtſtändigen Stellung der 
Städte Rechnung getragen werde, damit erklärt 
ſich der Miniſter einverſtanden. Dagegen be- 
kämpft der Miniſter entſchieden die Beſchlüſſe der 
Kommiſſion. Durch die Herabſetzung der Grenze 
auf die Zahl von 5000 würde eine große Zahl 
von Städten eximirt und dadurch eine Lockerung des 
Verbandes herbeigeführt werden; ja es würde dieſe 
Exemtion gänzlich unhaltbare Zuſtände ſchaffen, die 
Verwaltung in unerhörter Weiſe erſchweren und un⸗ 
präſtationsfähige Verbände etabliren. 

Abg. Schmidt (Sagan) ſpricht für die 
. der Regierungsvorlage. 

i ſich das Haus. 

Nächſte Sitzung: Dienſtag 11 Uhr. 
Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen Be⸗ 
rathung. 


Der zweite Abſchnitt des Titels 3, zu welchem 
nunmehr übergegangen wird, enthält die Beſtim⸗ 
mungen über das Beſchluß verfahren. 

Die Eingangsbeſtimmung ($ 53) wird in 
Konſequenz der früheren Beſchlüſſe in der Faſſung 
der Regierungsvorlage wieder hergeſtellt. 

Die ss 54 — 56 (Oertliche Zuſtändigkeit) 
werden nach den Vorſchlägen der Kommiſſion ge⸗ 
nehmigt. 

Die s$ 57--69 regeln den Geſchäftsgang 
der Beſchlußbehörden. 

$ 57 wird genehmigt. 

Zu $ 58 beantragt Abg. Frhr. 
folgenden Zuſatz: 

„Der Vorſitzende hat dem Kollegium von allen 
im Namen deſſelben erlaſſenen Verfügungen und 
ertheilten Beſcheiden nachträglich Mittheilung zu 
machen.“ 

Abg. v. Wedell⸗ Piesdorf erklärt ſich 
aus praktiſchen Gründen gegen dieſe Beſtimmung. 
Dieſelbe könne in der Inſtruktion des Miniſters ihre 
Berückſichtigung find en. 

Die Abg. Zelle und Frhr. v. Heereman 
befürworten die Annahme des Zuſatzes im Intereſſe 
der Selbſtverwaltung. 

Der Miniſter Graf Eulenburg giebt zu, 
daß eine gründliche Entwickelung der Selbſtverwal⸗ 
tung gar nicht möglich ſei, wenn der Vorſitzende 
des Kreisausſchuſſes nicht in fortlaufender Bezie⸗ 
hung mit dem letzteren bleibe. Nur ſei es nicht 
nöthig, Laer Beſtimmung in das Baer aufzu⸗ 


getroffen worden, ſei nicht ganz zutreffend, in den 
Jahren 1816 und 1817 ſei eine andere Bezirks⸗ 
eintheilung getroffen, bei welcher die Landdroſteien 
Hannover und Hildesheim vereinigt wurden. Vor 
Allem ſei aber der Koſtenpunkt nicht außer Acht zu 
laſſen. Bei der Errichtung von nur drei Regie- 
rungsbezirken würde die jährliche Erſparniß 80,000 
Mark betragen. Für die Errichtung von ſechs Be⸗ 
ürken würde ein Mehrbetrag von 170,000 Mark 
erforderlich ſein, wobei noch nicht einmal die Koſten 
für die baulichen Einrichtungen in Betracht gezogen 
worden find. In Stade, Osnabrück und theilmelje 
auch in Hildesheim würden unzweifelhaft Neubauten 
erforderlich werden. Der Miniſter wiederholt, daß 
ſehr erhebliche Gründe für die Annahme der Re⸗ 
gierungsvorlage ſprechen und verſichert ausdrücklich, 
daß die darin vorgeſchlagenen drei Regierungsbe⸗ 
zirke ſtatt der jetzt beſtehenden ſechs Landdroſteien 
kein Unrecht gegen die Provinz Hannover ent- 
hielten. 

Abg. De. Goetting macht dem Abg. von 
Meyer den Vorwurf, daß er ſtatt mit ſachlichen 
Gründen die Kommiſſionsbeſchlüſſe mit Witzen be ⸗ 
kämpft habe. Redner würde in der Annahme der 
Regierungsvorlage einen Einbruch in die hiſtoriſcheſ Abg. Miguel iſt Aumſoneht für Annahme 
Entwickelung der Provinz Hannover erblicken. Man] des Zuſaßes in das Geſetz, als der 8 58 ohnehin 
dürfe Hannover nicht anders behandeln, als man ſchon dem Vorſizenden dem Kollegium gegenüber zu 


v. Huene 


ehedem die Provinzen Schleſien und Sachſen behan-] viel Rechte einräume. Schluß 4½ Uhr. 
delt habe. Abg. v. Zedlitz erklärt, er halte es gerad ³ĩV — — 
Abg. Dr. Windthorſt tritt den Ausfüh ⸗ für im Intereſſe der Selbſtverwaltung, ſie möglichſt Deutſchland. 


von Formalien zu befreien. 

An der weiteren Debatte betheiligen ſich noch 
die Abgg. v. Ludwig für und v. Heyde⸗ 
brand gegen den Zuſatz, dann wird derſelbe an⸗ 
genommen und ebenſo mit demſelben der $ 58. 

Die s$ 59 —69 werden angenommen. 

Der dritte Abſchnitt (s 70), der vom Ver⸗ 
waltungsſtreitverfahren handelt, wird in einer etwas 
modiſtzirten Faſſung ohne Debatte genehmigt. 

Es folgt Titel vier (S8 71 — 75), welcher 
vom Rechtsmittel gegen polizeiliche Verfügungen 
handelt. Nach § 71 findet gegen polizeiliche Ver⸗ 
fügungen der Orts⸗ und Kreis polizeibehörden, ſo⸗ 
wit das Geſetz nicht anders beſtimmt, die Beſchwerde 
ſta t: a. gegen die Verfügungen der Orts polizeibe⸗ 
hörden auf dem Lande oder einer zu einem Land⸗ 
kreiſe gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 
5000 Einwohnern beträgt, an den Landrath und 
gegen deſſen Beſcheid an den Regierungspräſtdenten; 
b. gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden 
eines Stadtkreiſes, mit Ausnahme von Berlin, einer 
zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt mit mehr als 
5000 Einwohnern, oder des Landraths an den Re⸗ 
gierungspräffdenten und gegen deſſen Beſcheid an 
den Oberpräſidenten; e. gegen ortspolizelliche Ver⸗ 
fügungen in Berlin an den Oberpräſidenten. 


Abg. v. Wedell-Piesdorff befürwortet 
die Wiederherſtellung der Regierungsvorlage und 
beantragt sub a die Worte: „auf dem Lande oder 
einer zu einem Landkreiſe gehörigen Stadt, deren 
Einwohnerzahl bis zu 5000 Einwohnern beträgt“, 
zu ſtreichen und ſtatt deren zu ſagen: „in Land⸗ 
kreiſen, ſowe t nicht die örtliche Polizei dem Land⸗ 
rath zuſteht“; sub b die Worte: „einer zu einem 
Landkreiſe gehörigen Stadt mit mehr als 5000 
Einwohnern“ zu ſtreichen. Der Antragſteller führt 
aus, daß durch die Exemtion der Städte eine Un⸗ 
gerechtigkeit gegen das platte Land geſchaffen würde. 
Gegenüber dem großen Einfluß, den die Städte als 
Sitze des Kreisausſchuſſes und durch die Perſön⸗ 
lichkeit ihrer Vertreter im Kreis ausſchuſſe üben, müſſe 
man auch dem platten Lande einen Einfluß auf die 
Polizeiverwaltung der Städte gewähren. Die Vor⸗ 
ſchläge der Kommiſſion würden zu einer capitis di- 
minutio für das platte Land führen und das Prin- 
zip der Gleichheit durchbrechen. 

Abg. Miquel erblickt einen großen Uebel⸗ 
ſtand in der Scheidung von Polizei⸗ und Kommu- 
nalſachen. Mit Ausnahme der Sicherheitspolizei 
könne nichts von der Kommunal⸗Verwaltung ge⸗ 


** Berlin, 24. Mai. Man erwartet bisher, 
daß am Freitag die kirchliche Vorlage zur erſten 
Berathung im Abgeordnetenhauſe gelangen wird und 
daß bei dieſer Gelegenheit der Kultusminiſter den 
einleitenden und begründenden Vortrag halten wird. 
Welche Geſtalt dieſer aber annehmen wird, wenn 
das Telegramm der „Köln. Ztg.“ aus Rom ſich 
beſtätigt, nach welchem der Papſt aus Veranlaſſung 
der Vorlage der preußiſchen Regierung die in ſeinem 
Breve an den Erzbiſchof Melchers ausgeſprochent 
Bereitwilligkeit, die Anzeige der zu geiſtlichen Stellen 
berufenen Perſonen bei der Regierung zuzulaſſen, 
zurückgenommen haben ſoll, läßt ſich freilich nicht 
vorherſagen. Beachtenswerth iſt jedenfalls, daß 
gleichzeitig die „Germania“, welche wohl ſchon im 
Beſitze von Weiſungen aus Rom ſein könnte, den 
Mund wieder ſehr voll nimmt und ins Kriegs horn 
ſtößt. „Ohne eine Spur von Beängſtigung“, jagt 
fie, „ja, mit einer gewiſſen Freude bemerkten wir 
am Schluß des Reichstages die plötzlich veränderte 
Taktik, die Rückkehr zum direkten Angriffsſyſtem 
mit dem alten Kulturkampf⸗Hurrah. So haben 
wir es gern.“ An einer anderen Stelle deſſelben 
Artikels ſagt das Blatt: „Wenn die Regierung die 
Abſicht verfolgt, durch Entge z enkommen das Ber- 
trauen der Katholiken auf ſich zu lenken, ſo würde 
fie ſelbſt mit der gründlichen Beſeitigung der Mai⸗ 
geſetze und mit der gänzlichen Wiederherſtellung des 
alten Zuſtandes wohl nicht mehr zum Ziele ge⸗ 
langen.“ Nun, wenn die Dinge ſo ſtehen, kann 
ſich die Regierung in der That alle Friedensbemü⸗ 
hungen erſparen. Es iſt nicht das erſte Mal, daß 
die „Germania“ verſichert, der Kulturkampf habe 
lediglich der Kirche genützt und die Macht des 
Centrums verſtärkt. Wenn dem ſo iſt, ſo bleibt 
nur die Frage übrig, warum die „Germania“ nicht 
unterlaſſen hat, die Folgen des Kulturkampfes im 
kläglichſten Ton auszumalen. Einen Feind, den 
man fliehend vor ſich hertreibt, beſtürmt man doch 
nicht mit Klagen. Wenn man zwei jo entgegen- 
geſetzte Rollen durchführen will, wie die des Trium ⸗ 
phators und des Mitleid flehenden geſchlagenen 
Mannes, macht man dem Zuſchauer allzu deutlich, 
daß Alles nur Komödie iſt. 

Berlin, 24. Mai. Der Zwiſchenfall, der ſich 
im Abgeordnetenhauſe am Sonnabend bei einer Ab⸗ 
ſtimmung durch Auszählung ereignete, hat ein bein- 
liches Aufſehen gemacht. Die Schriftführer, welche 
an der Ja-Thür fungirten, ſtellten ihre Thäligkeit 
ein, bevor noch der Präfident den Schluß der Ab- 


rungen des Abg. v. Bennigſen bei. Es liege kein 
Grund vor, in die hiſtoriſche Entwickelung der Pro 
vinz Hannover einzugreifen; es handle ſich darum, 
ob das Haus in Bezug auf Hannover konſervativ 
oder bureauktatiſch-nivellirend⸗deſtruktiv fein wolle. 
In den Jahren 1816—17 habe es ſich nur um 
ein Präſtdium gehandelt, ſeit den 20er Jahren fei 
die Verwaltungs organiſation völlig intakt erhalten 
zur vollen Zufriedenheit der Einwohner der Provinz 
Hannover. Dieſelbe entſpreche der geographiſchen 
Lage des Landes und der Geſetzentwickelung na⸗ 
mentlich auch rückſichtlich der agrariſchen Verhält 
niſſe. Der Miniſter habe nichts wetter gegen die 
Beibehaltung der bisherigen Einrichtung einzuwen⸗ 
den gewußt, als daß der Koſtenpunkt ein ſehr er- 
heblicher ſei. Das letztere beſtreite er (Redner), 


als der Miniſter berechnet habe. Mindeſtens ſei es 
zweifelhaft, ob Baukoſten erforderlich ſein werden. 
Redner wendet ſich ſodann noch gegen einige Aeuße⸗ 
rungen des Abg. v. Meyer und beſtreitet, daß in 
der Geſetzgebung hannoverſche Einrichtungen über- 
wucherten. Aeußere Mittel könnten die Hannove⸗ 
raner nicht geltend machen; ſollten innere Mittel 
vorhanden ſein, dann danke er für das Kompliment. 
Wolle man die Hannoveraner vor die Thür ſetzen, 
dann habe er nichts dagegen. 

Miniſter des Innern. Graf zu Eulenbu'g, 
wendet ſich gegen einige Ausführungen des Vorred⸗ 
ners, namentlich gegen die Behauptung, daß er nur 
den Koſtenpunkt für die Regierungs⸗Vorlage gel⸗ 
tend gemacht habe. 

Nachdem ſodann noch Abg. D. Brüel die 
Kommiſſionsbeſchlüſſe zur Annahme empfohlen, wird 
die Diskuſſion geſchloſſen. 

Der Präſident rügt die Aeußerung des 
Abg. Götting, daß der Abg. » Meyer, wie ge- 
wöhnlich, nicht mit ſachlichen Gründen, ſondern mit 
„Witzen“ die Beſchlüſſe der Kommiſſlon bekämpft 
habe. 

Abg. Götting Gur Geſchäfts ordnung): 
Da das ganze Haus fortwährend gelacht, ſo müſſe 
er annehmen, daß Herr v. Meyer in der That 
nur Witze gemacht habe. Daß dem fo if, darüber 
berufe er ſich auf die Meinung des ganzen 
Hauſes. 

Präſident: Ich würde Sie zur Ordnung 
rufen müſſen, wenn Sie mich kritiſtren wollten. 
(Beifall rechts.) 

$ 2 wird hierauf mit ſehr erheblicher Majo⸗ 


ſtimmung verkündet hatte, und wieſen Abgeordnete, 
die noch ihre Stimme abgeben wollten, zurück, wäh⸗ 
rend an der Nein-Thür noch Stimmen entgegenge- 
nommen wurden. Die Lokalität des Abgeordneten⸗ 
hauſes iſt dieſer Form der Abſtimmung bei weitem 
nicht ſo günſtig, als diejenige im Reichstage, wo 


der Präſident die beiden Stimm⸗Thüren mit ſiche⸗ 
rem Blicke überſieht, während er im Abgeordneten⸗ 
Daß ein Ber- 
ſehen einmal vorkam, iſt weit weniger verwunder⸗ 
lich, als daß es ſich nicht ſchon früher einmal er⸗ 


hauſe die Thüren im Rücken hat. 


eignet hat. 


Aber das Befremdliche liegt darin, daß der 
Präſident, als er einen Fehler wieder gut machen 
wollte, der als folder erkannt war, auf Widerſpruch 
ſtieß bei derjenigen Fraktion, aus welcher er hervor; 
Die politiſchen Freunde des Prä⸗ 
ſidenten ſollten beſtrebt ſein, ihm ſein Amt zu er⸗ 
leichtern und dazu gehört an erſter Stelle, daß man 
ihm die Möglichkeit verſchafft, ein leiſes Verſehen 


gegangen war. 


wieder gut zu machen. 


— Die „Köln. Ztg.“ erhält das aus Rom, 
22. Mai datirte, überaus wichtige und bereits mit- 


getheilte Telegramm: 


Der Weg, welchen die preußiſche Regierung 
mit dem Staatsminiſterialbeſchluß vom 17. März 
und der Vorlage über die Maigeſetze betreten hat, 
findet nicht den Beifall der päpſtlichen Kurie. Kar⸗ 
dinal Facobini hat den Auftrag erhalten, der preu⸗ 
ßiſchen Regierung zu eröffnen, daß der Papſt das 
falultative Syſtem, für welches fie ſich entſchleden 
hat, mißbilligt und infolge deſſen die in dem Breve 
an den Erzbiſchof Melchers bezüglich der Anzeige der 
Prieſter⸗Ernennung gemachte Konzeſſton zurücknimmt 


und für ungeſchehen erklärt. 
Die „Nat.⸗Ztg.“ bemerkt dazu: 


Auffälliger als der Inhalt der päpſtlichen Ent- 
ſchließung iſt die Schnelligkeit, mit welcher fie er- 
folgt iſt. Am Sonnabend hatte man in Rom von 
der Vorlage unſerer Staatsregierung keine andere 
man 
kannte alſo den Text jedenfalls nicht in einer be⸗ 
glaubigten Form und wahrſcheinlich von den Mo- 
Man kann 
auch nicht annehmen, daß etwa die Vorlage ſchon 
vertraulich nach Rom mitgetheilt worden wäre, be⸗ 
vor fie hier offiziell bekannt wurde, denn es liegen 
ſtarke Gründe für die Annahme vor, daß die Vor- 
lage erſt in der letzten Zeit vor dem Zuſammen⸗ 
tritt des Landtages ihre endgültige Geſtalt em⸗ 
pfangen hat und daß der Entwurf zu derſ lben 
noch vor wenigen Tagen ein ganz anderes Ge⸗ 


Kenntniß, als auf telegraphiſchem Wege; 


tiven noch nicht einmal den Wortlaut. 


ſicht hatte. 


Es liegt im Ganzen nicht in den Gewohn- 
heiten Roms, einen ſehr ſchnellen Geſchäftsgang 
inne zu halten; man liebt es, die Dinge ruhig an 
Auf den Satz: interim 
aliquid fit hat man dort ſtets große Stücke gehal- 
ten. Alles, was den deutſchen Zuſtänden gegenüber 
dort ſeit dem Regierungsantritte des jetzigen Papſtes 
geſchehen iſt, hat ſich mit großer Langſamkeit ent⸗ 
In Wien hat Migr. Jacobini mit dem 
Herrn Hübler Monate lang Geſpräche gepflogen, 
ohne daß ein klares Wort über den Inhalt 1 

ie 
Eile, welche man ſich jetzt giebt, der Regierung 
gegenüber Poſition zu nehmen, iſt daher über⸗ 
raſchend und die Ueberraſchung wird noch dadurch 
geſteigert, daß der Papſt ſich beeilt, die unbeſtimmte 
Konzeſſion, welche er bisher gemacht hat, wieder zu- 


ſich herantreten zu laſſen. 


wickelt. 


ben in die Oeffentlichkeit gedrungen wäre. 


rückzunehmen. 


Wir erwarten einſtweilen, daß Niemand, der 
für die Würde unſeres Staates ſich Sinn bewahrt 
hat, den Verſuch machen wird, unſere Regierung 
dahin zu drängen, daß ſie der Kurie noch weiter 
Wir haben die Anſchauung ver⸗ 
treten, daß der Staat mit dieſer Vorlage ein zu 
Aber auch 
von einem ſtreng konſervativen Standpunkte aus 
wird man doch nicht zu dem Schluſſe gelangen 
können, daß er nicht weit genug entgegengekommen 
Wo die Verſöhnlichkeit fehlt und wo ſie vor⸗ 
handen iſt, das haben dieſe Vorgänge klar genug 
gezeigt und Fürſt Bismarck mag ſich eine feftere 
Poſition geſchaffen haben gegenüber allen denjenigen 
Einflüſſen, welche ihn zum Frieden mit Rom zu 


entgegenkommt. 


weit gehendes Entgegenkommen gezeigt. 


ſei. 


drängen ſuchten. 


Aber dieſe Vortheile können uns nicht blind 
machen gegen die nachtheiligen Wirkungen des Her- 
Nicht nur in ultramontanen Kreiſen ju- 
belt man laut darüber, daß Fürft Bismarck den 
erſten Schritt nach Kanoſſa gethan habe, auch in 
radikalen Kreiſen ſieht man den Beweis für ge- 
liefert an, daß die Maigeſetze ihre Wirkung ver⸗ 
Es iſt nicht ſchwer, dem gebildeten, 


ganges. 


fehlt haben. 
dem logiſch denkenden Leſer die Unrichtigkeit dieſer 


Urtheile darzuthun, aber es iſt unmöglich, den Ein⸗ 
druck auszulöſchen, der in der Menge, welche nicht 


mit dem Verſtande, ſondern mit dem Herzen ur⸗ 
theilt, hervorgerufen worden iſt. Der Glaube, daß 


der Staat im Kampfe für ſein Recht ſchwach, un⸗ 
ſicher geworden ſei, hat ſich verbreitet, und mag die⸗ 


fer Glaube auch ein unbegründeter fein, er beein- 
trächtigt den Erfolg des Kampfes. 

— Die „Hamburger Börſenhalle“ bringt in 
ihrer Ausgabe Nr. 21115 vom 15. d. Mts. eine 
aus dem „Hannoverſchen Courier“ entnommene, 
demſelben angeblich von Berlin zugegangene Mit⸗ 
theilung über das Projekt einer Bahn von Salz⸗ 
wedel über Lauenburg und Wandsbeck nach Altona, 
für welche zur Zeit bekanntlich Vorarbeiten von 
Staatswegen angefertigt werden. In derſelben wird 
behauptet, daß die Benutzung der Hamburger Ver- 
bindungsbahn, welche die Altona-Kieler mit der 
Berlin⸗Hamburger und der Benlo-Hamburger Eiſen⸗ 
bahn, und durch letztere mit dem Staatseiſenbahn— 
netze in direkte Verbindung bringe, eine Schwierig⸗ 
keit für den Durchgangsverkehr nicht bilde, und 


deshalb die Aulage einer direkt nach Altona führen⸗ 
den Staatseiſenbahnlinie als nutzlos bezeichnet. 
Nun weiß aber Jedermann, dem die Verhält⸗ 
niſſe näher bekannt find, daß die Hamburg⸗-Altonaer 
Verbindungsbahn für die Vermittelung des durch- 
gehenden Perſonen- und Güterverkehrs ſchon ver- 
möge ihrer ganzen Anlage und Beſchaffenheit durch⸗ 
aus nicht geeignet iſt. Und doch bildet dieſe und 
die über Lübeck führende Bahn, durch andere Staaten 
führend und dieſen unterworfen, die einzige Schienen- 
verbindung zwiſchen Schleswig-Holſtein und den 
übrigen Provinzen des preußiſchen Staates. (Die 
Hamburg-Altonaer Verbindungsbahn iſt bekanntlich 


dürfniß erkannt. 


forberte. 


werden mußte. 


rekten Fortführung der Harburger Eiſenbahn viel⸗ 


eine Bahn nach Altona zu bauen. 
lich dieſe Ueberbrückung der Elbe hergeſtellt und das 
Magdeburg -Halberſtädter Eiſenbahnunternehmen in 
den Beſitz des Staates übergegangen iſt, lag es 


aufzunehmen. So viel zur Klarſtellung des Sach- 
Holſtein bezwecken, bleibt noch dasjenige einer direk⸗ 


rückgeſtellt, neuerdings wieder aufgenommen iſt. 


Ausland. 


Paris, 24. Mai. Die radikalen Organe 
greifen den Polizeipräfekten Andrieux aufs Heftigſte 
wegen der geſtrigen polizeilichen Maßregeln an. 
Das offiziöſe Organ „La Paix“ hebt hervor, daß 
unter den dreizehn geſtern verhafteten Individuen 
ſich ein Preuße, zwei Belgier und vier Schweizer 
befinden. Der verhaftete Preuße, welcher beſchul⸗ 
digt wird, den Poltzeikommiſſar geſchlagen zu haben, 
ſoll Grün heißen, aus Kaſſel gebürtig, 20 Jahre 


alt und Drechsler ſein. 


halten. Bei der bevorſtehenden Stichwahl 
die Ernennung des alten Verſchwörers ſicher. 


ſation. 


Provinzielles. 
Stettin, 25. Mai. 


troffen. 


— Das mündliche Verſprechen einer Mitgift 
an ein Mädchen Seitens ihrer Angehörigen dem 
Bräutigam gegenüber, kann, nach einem Erkenntniß 
des Reichsgerichts, J. Hülfsſenats, vom 2. April 
d. J,, von dem Bräutigam nach der Verhelrathung 
nur dann im Klagewege geltend gemacht werden, 
wenn dieſes Verſprechen entweder ausdrücklich oder 
durch konkludente Handlungen als Gegenleiſtung für 
die Heirath erfolgt iſt. Hatten dagegen weder der 
Bräutigam noch die Angehörigen der Braut zu er⸗ 
kennen gegeben, daß die Mitgift als Vergeltung für 
die Eheſchließung von ihnen betrachtet würde, fo iſt 
ſelbſt in dem Falle, in welchem der Heirathsartrag 
Seitens des Bräutigams und das Mitgiftsverſpre⸗ 


chen Seitens der Angehörigen der Braut unmittel- 
bar auf einander folgten, das mündliche Mitgift- 
verſprechen nicht kla bar. 

— Im November v. J. ging bei dem König⸗ 
lichen Miniſterium des Innern eine Beſchwerde von 
dem Kommiſſtonär Carl Wilh. Timm aus Gra⸗ 
bow gegen den dortigen Bürgermeiſter Knoll ein, 


worin behauptet wurde, daß der Bürgermeiſter in 


einer Unterſuchungsſache den Timm als fluchtver⸗ 
dächtig bezeichnet habe, in Folge deſſen die Verhaf⸗ 
tung des T. von der Königl. Staatsanwaltſchaft 
verfügt wurde; ſchließlich wurde in dem Schriftftüd 
die Handlung des Bürgermeisters als „Racheakt“ 
bezeichnet. Herr Knoll ſtellte deshalb Strafantrag 
wegen Beleidigung und hatte ſich Timm und der 
Bautechniker Hermann Korth in der heutigen Sitzung 
des Schöffengerichts deshalb zu verantworten. Lep- 
terer hatte geſtändigerweiſe das Schriftſtück nach einem 
Diktat des T. aufgeſetzt. 


— auf Hamburger Gebiet — hamburgiſche Staats⸗ 
bahn.) — Eine Verbeſſerung dieſes mit erheblichen 
Nachtheilen verknüpften Zuſtandes, durch Herſtellung 
beſſerer und direkter Etſenbahn⸗Verbindungen mit 
Schleswig-Holſtein, iſt längſt als dringendes Be- 
Schon bei den Verhandlungen 
über das Geſetz vom 11. Juni 1873, betreffend 
die Aufnahme einer Anleihe von 120,000,000 
Thlr. für Eiſenbahnzwecke, wurde in der für die 
Vorberathung dieſes Geſetzes vom Abgeordneten⸗ 
hauſe eingeſetzten Kommiſſion eine Fortſetzung der 
Hannover ⸗Harburger Eiſenbahn über Harburg hin ⸗ 
aus nach Altona behufs Anſchluſſes an die ſchles⸗ 
wig⸗-holſteiniſchen Eiſenbahnen aus politiſchen und 
wirthſchaftlichen Rückſichten für nothwendig erachtet 
und dementſprechend vom Plenum ein Antrag an- 
genommen, welcher die Staatsregierung zur Ein⸗ 
bringung eines diesbezüglichen Geſetzentwurfes auf⸗ 
Leider ſtellten ſich bei der näheren Unter⸗ 
ſuchung die Koſten und Schwierigkeiten eines ſol⸗ 
chen Projekts als ſo bedeutend heraus, daß von der 
weiteren Verfolgung deſſelben Abſtand genommen 
In den erwähnten Verhandlungen 
wurde ſchon von den Vertretern der Staatsregie⸗ 
rung darauf aufmerkſam gemacht, daß es ſich mit 
Rückſicht auf die großen Schwierigkeiten einer di⸗ 


leicht empfehlen möchte, die Elbe ſüdlich von Ham⸗ 
burg bei Lauenburg zu überbrücken und von da 
Nachdem kürz⸗ 


nahe, das ſchon früher ventilirte Projekt wieder 


verhalts! Von ſonſtigen Projekten, welche eine Ver⸗ 
beſſerung der Eiſenbahnverbindungen mit Schleswig⸗ 


ten Bahn von Berlin nach Kiel zu erwähnen, wel- 
ches ſchon früher ventiliet und nur einſtweilen zu- 


Nach den telegraphiſchen Mittheilungen aus 
Lyon hat Blanqui bei der geſtrigen Erſatzwahl 
zur Deputirtenkammer die meiſten Stimmen er⸗ 

tft 
Das 
geſtrige Wahlergebniß erregt hierſelbſt lebhafte Sen- 


Ein Ehegatte, welcher den 
Tod des anderen Gatten verurſacht hat, geht, nach 
einem Erkenntniß des Reichsgerichts, IV. Civil⸗ 
ſenats, vom 8. März d. J., im Geltunge bereiche 
des preuß. Allgem. Landrechts dadurch aller Vor⸗ 
theile und Rechte verluſtig, welche ihm aus der Ehe 
mit feinem verſtorbenen Ehegatten vermöge der be- 
ſtandenen Gütergemeinſchaft geſetzlich zuſtehen wür⸗ 
den, ſelbſt wenn der verſtorbene Ehegatte vor dem 
Tode keine Vorbereitungen zur Eheſcheidung ge⸗ 


Der K. Staatsanwalt 


beantragte gegen T. 3 Monat Gefängniß, gegen 
K. 50 M. Geldſtrafe. Der Gerichtshof erkannte 
auf 1 Woche Gefangniß gegen T. und 10 Mark 
Geldſtrafe event. 1 Tag Gef. gegen K. 

— Die geehrten Leſer und Leſerinnen machen 
wir noch beſonders darauf aufmerkſam, daß am 
Donnerſtag, den 27. Mai, eine Ausſtellung der 
höchſt intereſſanten Arbeiten der Handels- und Ge⸗ 
werbeſchule für Frauen und Töchter in der Villa 
des Kommerzien raths Kreßmann zu Grabow a. O. 
ſtattfinden wird. Die Villa iſt jo reich an ausge⸗ 
zeichneten Sehenswürdigkeiten, der Blick aus der⸗ 
ſelben ſo entzückend, daß ſchon dieſer Genuß allein 
die Mühe reichlich lohnt, auch die reichen Gewächs⸗ 
häuſer werden geöffnet ſein und vielen eine große 
Freude gewähren. Die Pferdebahn wird an dem 
Tage alle 12 Minuten nahe der Villa halten, die 
Dampfſchiffe werden an der Waſſerſeite anlegen. 
Wir können daher allen Mitbürgern den Beſuch 
warm empfehlen, zumal das Eintrittsgeld nur 
50 Pfg. beträgt. Ein großer Theil der von den 
Schülerinnen gefertigten Arbeiten iſt verkäuflich. 


mit vollem Eifer und mit der Treue in die Hand 
nehmen, welche den deutſchen Frauen ſo eigen iſt, 
dürfen wir große Erfolge von der Schule er⸗ 
hoffen. 
— Am Sonnabend oder Sonntag Abend 
wurden aus einer Remiſe auf der Laſtadie, nachdem 
die Hespe von der Thüre gewaltſam entfernt war, 
8 Centner Pfeffer im Werthe von 500 Mk., der 
Firma Elkan & Co. gehörig, geſtohlen. 

— Die Wahl des Landſchafts⸗Raths Majors 
a. D. v. Knobelsdorff⸗Brenckenhoff auf Schmelz ⸗ 
dorff zum Direktor des Stargarder Landſchafts⸗ 
Departements it für die Dauer von ſechs Jahren 
beſtätigt. 

— In Altona wird am 14. k. M. mit einer 
Seeſteuermanns⸗ und Seeſchifferprüfung für große 
Fahrt begonnen werden. 

— Trotzdem den Kindern durch die Stcher- 
heitsbeamten wiederholt verboten iſt, die Wäſche⸗ 
ſpülen in der Oder am Bollwerk zu betreten, leiſten 
dieſelben doch nicht Folge. So befanden ſich am 
Sonnabend wieder mehrere Kinder, darunter der 
10 jährige Sohn des Arbeiters Kummer, auf der 
Spüle unter der Langenbrücke. Beim Spielen hatte 
derſelbe das Unglück, in die Oder zu fallen, doch 
wurde er rechtzeitig von den dort liegenden Kahn⸗ 
ſchiffern bemerkt und der Knabe mittelſt Haken von 
den Kähnen aus gerettet. g 

E Der Circus Herzog fährt fort, eine große 
Anziehungskraft auf das Publikum unſerer Stadt 
und Umgegend auszuüben. Der Circus bietet auch 
in der That ſo vorzügliche Leiſtungen, daß er 
keinem der früher hier geweſenen nachſteht, ja die⸗ 
ſelben in mancher Hinſicht übertrifft. Namentlich 
erfreuen ſich der Herr und Frau Herzog 
ſelbſt in der Vorführung der dreſſirten Schul⸗ und 
Springpferde des lebhafteſten Beifalls; auch Herr 
Renz zeigt ſich als ein recht tüchtiger Schul- 
reiter. Zwei heſondere Lieblinge des Publikums 
ſind ferner Frl. Louiſe Renz, die ſich namentlich 
durch einen waghalſigen Saltomortale zu Pferde 
auszeichnet, und Herr Roberts, dem jetzt der 


das Pferd ſchon beim erſten Anlaufe gelingt. Auch 
Herr Roven mit ſeinen Jongleurkünſten zu 
Pferde und die von dem jüngeren Herrn Renz 
gerittene Czikospoſt, eine Nummer, die bei den 
letzten Aufführungen ungern vermißt iſt, erregen 
lebhaften Beifall. Ein beſonderes Lob verdienen 
auch die Clowns des Circus. Ihre Kunſtſtücke, 
ihre Intermezzo's, ihre Witze find meiſt ja aller- 
dings ſehr draſtiſcher Natur, zu zart beſeiteten 
Seelen mag Einiges nicht behagen; auf der an⸗ 
deren Seite aber hört man wohl nirgends ein je 
herziges Kinderlachen als eben im Circus, und es 
müßte wirklich ſchon ein gar bärbeißiger Geſelle 
fein, auf den dieſes herzige Lachen nicht einen wohl⸗ 
thuenden und ſchließlich mit fortreißenden Eindruck 
machen ſollte. Es kommt hinzu, daß die jetzigen 
Clowns keineswegs nur nach der Schablone ihre 
Produktionen geben, ſondern über einen reichen 
Schatz von wirklicher Laune und Humor verfügen, 
der ſich keine Gelegenheit vorbei gehen läßt, noch 
einige kleine Scherze zu improviſiren. Ueber die 
Ausſtattungsſtücke „Tauſend und eine Nacht“ ꝛc. 
haben wir bereits berichtet. Intereſſant iſt es 
vielleicht, hierbei einige Studien anzuſtellen, wie 
verſchieden doch der Geſchmack! Dem Einen gefällt 
dies, dem Anderen anderes; aber kaum je zwei ſind 
ſich einig, welches Bild denn eigentlich das ſchönſte 
geweſen. Nur unſere Kinderwelt ſcheint ſich ziem⸗ 
lich einig, daß das Allerſchönſte doch der kleine 
Amor mit dem Pfeile geweſen; derſelbe hat ohne 
Zweifel auf alle Kinderſeelen einen ganz hervor⸗ 
ragenden Eindruck gemacht. Allen Eltern, welche 
überhaupt ihren Kindern eine ganz außergewöhnlich 
frohe Stunde machen wollen, möchten wir den Be- 
ſuch des Circus, in Gemeinſchaft mit der Schaar 
ihrer Kleinen, noch ganz beſonders empfehlen. Herr 
Herzog bietet ſo viel, daß er ſchließlich jedem etwas 
Gutes bietet, jo daß ſowohl die Jugend wie die 
Erwachſenen den Circus nur mit Befriedigung ver⸗ 
laſſen werden. 

Loitz, 22. Mal. Zu Ehren des Abganges 
des zum Konſiſtorialrath ernannten und zum Pre- 
diger an der Schloßkirche nach Stettin berufenen 
Superintendenten Brandt fand am Mittwoch im 
Saale des Gaſtwirths Brunner ein Zweckeſſen ſtatt, 


Den Damen unſerer Stadt aber legen wir die 
Sache noch beſonders ans Herz, es gilt der Erhal- 
tung und Förderung der Handels- und Gewerbe- 
ſchule für Frauen und Töchter, einer überaus wlch⸗ 
tigen Sache für das weibliche Geſchlecht, welche 
vielen unbemittelten Frauen Gelegenheit bieten ſoll, 
ſich ihren Unterhalt ſelbſt erwerben zu können. Nur 
wenn die Frauen unſerer Stadt dieſe Angelegenheit 


ſchwierige Sprung unmittelbar aus der Manege auf 


an welchem ſich außer hieſigen Einwohnern dle 
meiſten Geiſtlichen der hieſigen Synode und jon- 
ſtige Verehrer des Scheidenden betheiligten. Am 
Abend brachte der Kriegerverein demſelben einen 
Fackelzug, weil derſelbe ſeit Gründung dieſes Ver⸗ 
eins dieſem als Mitglied angehört hatte. In einer 
Anſprache des Vorſitzenden des Kriegervereins theilte 
dieſer dem Scheldenden feine Ernennung zum erſten 
Ehrenmitgliede des Vereins mit und überreichte 
ihm das dieſerhalb ausgefertigte Diplom. Herr 
Brandt hatte als Feldprediger die Kriege von 1866 
und 1870 mitgemacht und iſt Inhaber des eiſer⸗ 
nen Kreuzes. 


Wermiſchtes. 
— Vom Reichshund.) In der bereits an 
anderer Stelle erwähnten Audienz einer Deputatlon 
des Altonaer Induſtrievereins beim Reichskanzler 
Fürſten Bismarck hat auch der bekannte Reichs hund 
eine Rolle geſpielt, worüber der „Hamburger Korre- 
ſpondent“ nach einer Mittheilung des Herrn Noth⸗ 
nagel, eines Mitgliedes der Deputation, Folgendes 
berichtet: Als die Herren der Deputation ſich dem 
Reichskanzler gegenüberſetzten, nahm der gewaltige 
Hund des Reichskanzlers, Tiras, ruhig zwiſchen ihnen 
auf dem Fußboden Plat. Im Eifer des Geſprächs 
bewegte Herr Nothnagel, ohne den Vierfüßler weiter 
zu beachten, eine Papierrolle in der Hand unruhig 
hin und her. Sofort nahm der Hund eine bedroh⸗ 
liche Stellung, verbunden mit einem bedenklichen 
Schnappen nach der Rolle, ein. Der Reichskanzler 
machte dieſer kritiſchen Situation ein Ende durch die 
Worte: „Bitte, legen Sie Ihre Rolle weg, der 
Hund meint, es iſt eine Waffe. Sofort hatte der 
Hund ſeine frühere Gemüthsruhe wiedergefunden. 


Viehmarkt. 

Berlin, 24. Mai. Es ſtanden zum Ver⸗ 
kauf: 2991 Rinder, 6344 Schweine, 1232 Kälber, 
15,058 Hammel. 

Rinder, deren Auftrieb um circa 2000 Stück 
ſtärker war als vor acht Tagen, reuſſirten auch 


heute nicht beſſer; der Markt wurde nicht geräumt * 


und die Preiſe ſtellten fi für feinſte Qualität 58 
bis 60, beſte 63, Prima 52—54, Sekunda 48 
bis 49, Tertia 40 bis 42 Mark pro 100 Pfund 
Schlachtgewicht. 

Viel glatter verlief das Geſchäſt für Schweine, 
die für den Export lebhaft begehrt wurden und 
trotz des bedeutend ſtärkeren Auftriebes die Preiſe 
der Vorwoche durchſchnittlich erreichten. Beſte Med- 
lenburger und Pommern circa 60, beſſere Land⸗ 
ſchweine 56 —58, geringere 54— 55, Ruſſen 51 
bis 54 Mark pro 100 Pfund Schlachtgewlcht 
bei einer Tara von 20 Prozent; Bakuner circa 
60 Mark bei 40—50 Prozent Tara. 

Auch Kälber wurden glatt geräumt und je 
nach Qualität mit 45 —60 Pf. pro 1 Pfund 
Schlachtgewicht bezahlt. 

Bei Hammeln war heute feine Waare ziemlich 
ſtark vertreten, wurde auch in größeren Poſten ge⸗ 
kauft und mit circa 60 Pf., geringere mit 45 bis 
55 Pf. pro 1 Pfund Schlachtgewicht bezahlt. 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Wien, 24. Mal. In der heutigen General; 
Verſammlung der Donau⸗Dampfſchifffahrts⸗Geſell⸗ 
ſchaft gab der Direktor Kaſſian die Anſicht der Di⸗ 
rektion über die projektirte Kettenſchifffahrt auf der 
Donau dahin kund, daß die Strecke Regensburg⸗ 
Wien wegen der Geringfügigkeit des Verkehrs und 
wegen der ſtarken Konkurrenz der Eiſenbahnen nicht 
rentabel erſcheine und daß, was die Strecke ſtrom⸗ 
abwärts von Wien anbelange, der Donaureguli- 
rung wegen große Schwierigkeiten zu überwinden ſeien. 

Brüſſel, 24. Mai. Bei den heute ſtattge⸗ 
habten Provinzialrathswahlen wurden in Loewen die 
Kandidaten der katholiſchen Partei gewählt. In 
Arlon, Nivelles und Ardenne fiegten die Liberalen, 
in Namur wurden 7 Liberale gewählt. 5 Stich- 
wahlen find erforderlich. 

Haag, 24. Mai. In der erſten Kammer 
thellte der Miniſter des Auswärtigen mit, daß der 
Abſchluß des Auslieferungsvertrages mit den Ver⸗ 
einigten Staaten in Waſhington erfolgt jet. 

Paris, 24. Mal. In der heutigen Plenur⸗ 
ſitzung der verſchiedenen Gruppen der Linken des 
Senates wurde die Kandidatur Leon Sap's für das 
Senatspräſidium mit 56 gegen 53 Stimmen, welche 
Leroyer erhielt, angenommen. Pelletan war zu 
Gunſten Leroyer’s zurückgetreten. Ob Jules Simon 
dle Kandidatur annehmen wird, welche ihm von 
den Diſſidenten des linken Centrums angeboten 
wurde und die wahrſcheinlich von den Gruppen der 
Rechten unterſtüßt werden wird, iſt noch nicht 
bekannt. 

Der ruſſiſche Botſchafter, Fürſt Orloff, iſt 
geſtern hier eingetroffen und ſtattete heute Vor- 
mittag dem Miniſter des Auswärtigen einen Be⸗ 
ſuch ab. 

Rom, 24. Mai. Das Reſultat der Nach- 
wahlen ſtellt ſich folgendermaßen: Es wurden ge⸗ 
wählt 45 Konſtituttonelle, 75 Miniſterielle und 30 
Diſſidenten; von 13 Gewählten iſt die Parteiſtel⸗ 
lung noch unbekannt. 

Petersburg, 24. Mat. In der heutigen Ta⸗ 
gesſitzung hielt der Staatsprokurator feine Anklage 
Plaidoyers gegen ſämmtliche Angeklagte. In der 
Abendſitzung werden die Reden der Vertheidiger fol- 
gen. Während der Rede des Staatsanwaltes 
wurde die Angeklagte Kolenkina, die ſich am erreg⸗ 
teſten benimmt, und die häufig durch Zwiſchenrufe 
und Beleidigungen den Staatsanwalt unterbricht, 
aus dem Saale entfernt. Der Staatsanwalt ſtellt 
auf Grund § 249 des Straf-Codex wegen Hoch⸗ 
verrath, verübt durch Theilnahme an geheimen revo⸗ 
lutionären Verbindungen, den Antrag auf Todes- 
ſtrafe. — Die Annahme, Weimar werde zum Tode 
verurtheilt, dann aber begnadigt werden, verbreitet 
ſich immer allgemeiner. 


